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Diese gewachsen Strukturen stark einzuschränken und die Medienprojektzentren / Offene Ka-
näle teilweise abzuschaffen bzw. in ehrenamtlich getragene Vereine umzuwandeln oder zum 
Nachteil aller hessischen Mitbürgerinnen und Mitbürgern zu verändern, wäre ein Rückschritt 
und würde unser Bundesland medienpädagogisch und im Sinne der Meinungsfreiheit weit zu-
rückwerfen. Von einer Stärkung der Arbeit der Offenen Kanäle kann jedenfalls keine Rede 
mehr sein, wenn nur noch bis zu zwei statt vier von der LPG geführt werden sollen, die Mittel 
um 40% gekürzt und dieses Weniger durch zusätzlich Arbeitskraft verschleißende Mittelakquise 
kompensiert werden soll. 
 
Wir fordern daher, die vier Medienprojektzentren / Offenen Kanäle zu erhalten und in ihrer 
bisherigen Form zu finanzieren. 
 
 
Kassel, 2. August 2022 
 

 
Dr. Friedrich W. Block 
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Offener Brief des Bundesverbands Bürgermedien an die Abgeordneten im Hessischen Landtag 

8. Juni 2022

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete im Landtag Hessen, 

mit großer Sorge haben wir den Gesetzentwurf der hessischen Landesregierung zur Abschaffung der 

4 Medienkompetenzzentren (MOKS) zur Kenntnis genommen. Die MOKS in Offenbach/Frankfurt, 

Fulda, Gießen und Kassel werden seit mehr als 30 Jahren aus Mitteln der „Hessischen Landesanstalt 

für privaten Rundfunk und neue Medien“ aus Rundfunkgebühren finanziert und hauptamtlich 

geführt. 

Das Bundesland Hessen schuf mit dieser Organisation die Basis für die Entwicklung einer 

Bürgermedienstruktur, die erfolgreich Bürgerfernsehen, Medienpädagogik und integrale Angebote 

im Bereich der schulischen, beruflichen und akademischen Bildung kombiniert. 

Das Aufgabenspektrum moderner Bürgermedien in Deutschland geht daher weit über die im 

Gesetzentwurf beschriebene Funktion hinaus. Gerade die aktuellen Herausforderungen im Bereich 

der Medienpädagogik – als Stichworte seien Hatespeech, Fakenews und das Erkennen von 

Propagandaversuchen genannt – setzt ein Team von qualifizierten Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern bei der Vermittlung des nötigen Fachwissens voraus. 

Dies gilt auch für den klassischen Aufgabenbereich „Bürgerfernsehen“. Komplexe digitale Technik, 

Grundlagen der Filmerstellung, Kameraführung, Schnitttechnik oder Studionutzung erfordern ein 

qualifiziertes Fachwissen hauptamtlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Nur so kann 

sichergestellt werden, dass die ehrenamtlichen Produzentinnen und Produzenten optimal beraten 

und begleitet werden und die Zuschauerinnen und Zuschauer der hessischen Bürgermedien in den 

Genuss spannender Beiträge mit überwiegend lokalem Bezug kommen. 

Diesen Weg haben die MOKS in Hessen in den vergangenen Jahren erfolgreich und konsequent 

beschritten und haben sich dabei zu wichtigen Partnern von Schulen, öffentlichen 

Kultureinrichtungen, Universitäten und privaten Produzentengruppen entwickelt. Gleichzeitig steigt 

das Interesse des TV‐Publikums am Programm der hessischen Bürgermedien kontinuierlich, da 

Lokales und Regionales mit hoher Qualität den Niederschlag im Programm finden. 

Der jetzt vorliegende Gesetzentwurf gefährdet diese positive Entwicklung im Kern und höhlt die 

Finanzbasis des Bürgerfunks ohne Not aus. Gleichzeitig würde das medienpädagogische Angebot in 

Hessen nachhaltig geschmälert. Medienpädagogik, mediale Bürger:innenqualifikation und mediale 

Partizipation würden im Falle der Verabschiedung des vorliegenden Gesetzentwurfes in 

unverantwortlicher Weise geschädigt. 

‐2‐ 
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Anstatt den hessischen Bürgermedien fundamentale Ressourcen zu entziehen, ist es umgekehrt nötig 

die vorhandenen hauptamtlichen Strukturen zu stärken, damit auch das Ehrenamt im Medienbereich 

Entwicklungschancen erhält. 

Der Bundesverband Bürgermedien fordert die hessische Landesregierung daher eindringlich auf, den 

Gesetzentwurf hinsichtlich der Umstrukturierung der Offenen Kanäle im Interesse der Stärkung des 

Ehrenamtes zurückzunehmen und appelliert an die Abgeordneten des hessischen Landtags, sich für 

den Fortbestand der vier Medienprojektzentren Offener Kanal in ihrer jetzigen Struktur einzusetzen. 

 

Mit den besten Grüßen 

 

Dr. Wolfgang Ressmann 

Bundesvorsitzender 

c/o OK‐TV Ludwigshafen 

Prinzregentenstrasse 48 

67063 Ludwigshafen 

Tel. 0172 ‐ 6205029 
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Rechtsfähige Anstalt des öff. Rechts 

Kasseler Bank eG 
Konto-Nr.: 750 00 • BLZ: 520 900 00

LPR Hessen  Postfach 41 03 60  34065 Kassel 

An die hessische Landesregierung 

Der Personalrat 

Wilhelmshöher Allee 262 
34131 Kassel 

www.lpr-hessen.de 

Kassel, 19.08.2022 

Stellungnahme des Personalrates der LPR Hessen zum Entwurf zur Änderung des Hessischen 

Gesetzes über Privatrundfunk und neue Medien (HPMG) 

Mit großem Unverständnis haben wir die geplanten Änderungen bei den hessischen 

Medienprojektzentren Offene Kanäle zur Kenntnis genommen. Aus unserer Sicht sind hier die 

Arbeitsplätze von 23 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bedroht. 

Stand Mai 2022 sind von diesen 23 Beschäftigten: 

2 seit mehr als 5 Jahren, 

3 seit mehr als 10 Jahren, 

2 seit mehr als 15 Jahren, 

10 seit mehr als 20 Jahren, 

5 seit mehr als 25 Jahren, 

1 seit mehr als 30 Jahren beschäftigt.  

Die in den hessischen MOK arbeitenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind Angestellte der LPR 

Hessen.  

Im Jahre 2009 (Überleitung aus dem BAT, § 53 Abs. 3) waren drei Mitarbeiter bereits durch ihre bis 

dahin bestehende 15jährige Dienstzeit unkündbar. Inwieweit sich bei anderen Mitarbeiterinnen und 
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Mitarbeitern, aus vorherigen Dienstzeiten bei anderen öffentlichen Arbeitgebern (BAT), ebenfalls eine 

Unkündbarkeit ergibt, wird zu prüfen sein. 

 

Ebenso unterliegen die beiden schwerbehinderten Mitarbeiter*innen einem besonderen 

Kündigungsschutz. 

 

Bei einer Reduzierung auf lediglich zwei Medienprojektzentrum Offener Kanal in Hessen wären die 

Hälfte der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von einer Kündigung bedroht.  

 

Eine besondere Berücksichtigung der Dienstzeiten würde letztlich bedeuten, dass nur die jüngere 

Generation von Kündigung bedroht wäre. Wir würden sie verlieren, bräuchten sie aber spätestens 

dann wieder, wenn die älteren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den nächsten Jahren in den 

Ruhestand gehen oder sich für eine, wie im Gesetzentwurf vorgesehene, Altersteilzeitregelung 

entscheiden.  

 

Eine „Überleitung“ der Mitarbeiter in einen Trägerverein Offener Kanal ist aus Gründen der beruflichen 

Qualifikation der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als erfahrene Medienpädagogen und -trainer 

(Medienkompetenzvermittlung und Bürgerfernsehen), dem bisherigen Entgelt und ihrem bisherigen 

Anstellungsverhältnis bei der LPR Hessen nicht vorstellbar. 

 

Die Landesregierung trägt im Gesetzgebungsverfahren eine besondere Fürsorgepflicht für die 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der hessischen Medienprojektzentren. 

 

Als Personalrat fordern wir, alle vier hessischen MOK zu erhalten und die Arbeitsplätze der 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Sinne eines bislang vorbildlichen Medienkompetenz- und 

Medienvielfalt-Standortes Hessen zu sichern. 

 

 

 

 

 

Jörg Ruckel (Vorsitzender), Esther Kuhn und Andreas Rickert-Lützen 

Personalrat der LPR Hessen 
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Reinhard Mehles 
Am Schlossteich 9 
34454 Bad Arolsen 
OStR a.D., freier Medienpädagoge 

Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Hessischen Landesregierung „Gesetz 
zur Modernisierung medienrechtlicher Vorschriften, Sechster Abschnitt, § 27 
bis 29“ vom 4. Juli 2022 

Ich möchte mich mit dieser Stellungnahme gegen die Neuordnung der Offenen Kanäle, 
Medienbildungszentren und Nichtkommerzieller Hörfunk (§ 27 bis 29), wie sie im obigen 
Gesetzesentwurf gefasst ist, aussprechen. 

Vorbemerkungen und Grundgedanken 
Wahr oder fake – das Beispiel Ukraine-Krieg 

Der seit Februar dieses Jahres tobende Ukraine Krieg, hält uns alle, Erwachsene, Kinder und 
Jugendliche, in einem Zustand existentieller Verunsicherung gefangen. Uns erreichen täglich „medial 
verpackte“ Kriegsbilder, Bilder von Waffen, Tod, Schmerz, Unheil und alles, was die unsäglichen 
kriegerischen Auseinandersetzungen mit sich bringen. Doch mir erscheint, dass wir nichts Genaues 
über die tatsächlichen Gegebenheiten und Wahrheiten dieses Krieges wissen, und wir müssen uns 
immer wieder fragen, ob die mediale Berichterstattung über diesen Krieg auf journalistischen 
Genauigkeiten und Wahrheiten beruht. 

Wahr oder fake – das Beispiel Corona-Pandemie 

Seit Dezember 2019 begleitet uns die Corona-Pandemie, heute scheint sie vergessen und alles 
scheint normal zu sein. Was diese Pandemie bei uns an gesellschaftliche Kluften geschaffen hat, geht 
ins Unermessliche, ein Unheil und eine Herausforderung an unsere Gesellschaft, die von einem Virus 
ausging und in Deutschland bis heute über 145 000 Opfer gefordert hat, ein Virus, der uns als 
Gesellschaft gespalten hat. Menschen werden gegeneinander aufgehetzt, radikale und 
undemokratisch gesinnte Menschen propagieren im Internet den Tod von Politikern, ein junger 
Mann musste sogar sterben, nur weil er einen Tankstellenkunden darum bat, die Mund- und 
Nasenmaske zu tragen. 

Wir denken in Demut an all die Opfer, die Kriege und Pandemien fordern und wir müssen uns als 
politische Entscheidungsträger, als gesellschaftliche Gruppe und auch jeder einzelne Mensch immer 
wieder die Frage stellen, inwieweit unsere Entscheidungen und Verhaltensweisen unser 
demokratisches Grundwesen nicht ins Wanken geraten lässt. 

Da wir wissen, dass Information und Desinformation immer einhergeht mit tendenzieller 
Meinungsmache und -steuerung, müssen sich der Staat als Gesetzgeber und Hüter der Demokratie, 
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müssen wir Erwachsene ein besonderes Augenmerk auf politische Aufklärung und Erziehung unserer 
Kinder und Jugendlichen haben, eine Bildung, die nicht besser als mit den Begriffen Medienbildung 
und Demokratiebildung umschrieben werden kann. 
 
 
Ein Blick auf die Medienbildung innerhalb der bundesdeutschen Bildung 

Die zurückliegenden drei Jahren der Corona-Pandemie haben insbesondere gezeigt, dass unser 
Bildungssystem eine Vielzahl von Defiziten und Lücken aufweist. Geringen Weitblick offenbarten sich 
in vielen bildungspolitischen Entscheidungen im Umgang der Corona-Pandemie, und die 
Kultusminister*innen der Länder besannen sich eher auf ihr technokratisches Regelwerk 
bildungspolitischer Ausrichtung. Unsere Familie und wir als Eltern unseres seinerzeit schulpflichtigen 
Sohnes haben miterleben müssen, wie teilweise ohnmächtig Schule, Lehrer*innen mit den Folgen 
der Corona-Pandemie im schulischen Alltag umgegangen sind, lediglich nur das abhandelten, was 
den Bildungsstandards fordern, mit wenig Blick auf die erschwerten Verhältnisse, denen Eltern und 
Kinder ausgesetzt waren und sind. Nicht zu verkennen ist doch die Tatsache, dass es eher die Eltern 
und die Kinder gewesen sind, die inhaltliche und pädagogische Arbeit geleistet haben. Da  
erscheint es schon fast zynisch, dass eine Corona-Sonderzahlung in Höhe von 1000 Euro für die 
verbeamtete Lehrkräfte im Februar 2022 ausgezahlt wurde, die Eltern jedoch leer ausgingen. 

Es erscheint auch verwunderlich, dass viele Kinder der seit Monaten aus der Ukraine geflüchteten 
Familien im bundesdeutschen Bildungswesen noch nicht unterrichtet werden können, und doch 
haben sie noch schulischen Anschluss, denn ihre noch in Kiew verweilenden Lehrer*innen schaffen 
es, sie im Online-Unterricht zu begleiten. Da sollten wir einmal darüber nachdenken, warum es in 
einem direkt vom Krieg betroffenen Land und seinen noch funktionierenden schulischen 
Institutionen möglich ist, Unterricht im Online-Modus anzubieten, während an vielen 
bundesdeutschen Schulen Online-Unterricht lediglich erschwert bzw. gar nicht funktioniert. 

Die Folgen und Auswirkungen wie die Überforderung bei Eltern und Lehrer*innen nehmen wir 
genauso wahr wie die psychischen und seelischen Probleme bei Erwachsenen, Kindern und 
Jugendlichen. Während der letzten drei Jahre, geprägt von temporären Schulschließungen und 
Distanzunterricht, wurde vor allem argumentiert, dass die Auswirkungen der Corona-Pandemie für 
die im Erziehungssektor Arbeitenden neu waren und uns alle unvorbereitet trafen. Dies bezeichne 
ich als eine schwächelnde Erklärung und Entschuldigung, die mir nicht akzeptabel erscheint. Der Ruf 
nach digitaler Bildung ist schließlich älter als drei Jahre und Bildungssysteme müssen darauf 
ausgerichtet sein, neuerliche Herausforderungen frühzeitig zu erkennen. Diese Einsicht fehlte die 
vergangenen Jahre vielerorts. 
In dem Zusammenhang verweise ich auf die Beschlüsse der Kultusministerkonferenz Ende des Jahres 
2016 und deren Ergänzungen aus dem Jahre 2021, die Medienbildung in Bildungsinstitutionen 
deutlich zu verbessern. Ein weiterer Verweis erscheint mir hier noch angebracht. Wie der Hessische 
Kultusminister Lorz und Digitalministerin Sinemus Anfang Juli dieses Jahres verkündeten, startet 
Hessen im neuen Schuljahr das Pilotprojekt „Digitale Welt“ im Hinblick auf die Einführung des 
gleichnamigen Schulfaches. Dieses Pilotprojekt von Kultusminister Lorz zur Einführung eines 
Schulfaches „Digitale Welt“ erscheint mir mehr als ein Fehltritt und soll offensichtlich all die Fehler 
der vergangenen 10 Jahre kaschieren. Seit mehr als den zurückliegenden 10 Jahren haben wir uns 
aus dem Bereich der Fachberater für Medienbildung an einem hessischen Staatlichen Schulamt und 
in Projekten des Kultusministeriums für die Etablierung von Medienbildungsarbeit im schulischen 
und außerschulischen Bildungswesen eingesetzt, die jedoch immer wieder auf Seiten des 
Kultusministeriums keinen Anklang finden konnten. Nun wieder ein neues Unterrichtsfach erfinden 
und etablieren zu wollen, erscheint meiner Ansicht nach fatal. 
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Argumentation der Stellungnahme 
 
Nach dem obigen Gesetzentwurf soll künftig unterschieden werden zwischen Offenen Kanälen als 
Bürgermedien und Offenen Kanälen als Medienbildungszentren. 

Die Ausrichtung zukünftiger Offener Kanäle als Medienbildungszentren im Sinne von 
Medienkompetenzförderung wird in dem obigen Gesetzesentwurf im § 27 der Medienanstalt in 
Verantwortung übergeben. Weiterhin wird im § 27, Absatz 2, deutlich formuliert, dass die 
Medienanstalt selbst dazu zwei Offene Kanäle als Medienbildungszentren betreibt. 

Auf den ersten Blick erscheint dies sinnvoll, doch bei genauerem Hinweisen erscheint es mir, als 
wolle der Gesetzgeber ein weiteres Paket „Medienbildung“ schnüren. Offensichtlich ist man hier von 
Seiten mehrerer Ministerien wenig weitsichtig, was die Ausrichtung staatlich organisierter 
Medienbildung betrifft. 
Wie oben erwähnt, zweifle ich nicht an der Notwendigkeit der Medienbildung, doch betrachten wir 
doch einmal die staatlichen Verantwortlichkeiten. Im Kultusministerium des Landes Hessen sitzt das 
Referat IV, die Hessische Lehrkräfteakademie bietet eine Vielzahl von Bildungs- und 
Fortbildungsmöglichkeiten im Bereich der Medienbildung an, das Land Hessen verfügt über eine 
große Anzahl von regionalen Medienzentren und in den Staatlichen Schulämtern sitzen die 
Fachberater für Medienbildung. 
Es ist notwendig, dass zwischen den einzelnen verantwortlichen Bereichen für Medienbildung 
inhaltliche und organisatorische Verknüpfungen hergestellt werden, um nicht den Eindruck einer 
„konkurrierenden Masse“ zu erwecken, durch die sich die einzelnen Verwaltungsinstitutionen 
gegenseitig neutralisieren und an Effektivität einbüßen könnten. Das erscheint mir widersinnig und 
könnte in Zukunft sogar dem Landesrechnungshof auffallen. 

Der Gesetzentwurf in den § 27 und 28 scheint dies zu „riskieren“, weil er mit dem Argument der 
Bildung von Medienbildungszentren den Charakter der MOK deutlich in eine Richtung verschiebt, die 
dem eigentlichen Anliegen der MOK widersprechen, nämlich Bürgermedien in Verknüpfung und 
Verbindung mit Medienbildung zu betrachten, um in der Gesellschaft verortet zu sein. 
 
Die Medienanstalt ist eine rechtsfähige Anstalt öffentlichen Rechts, die Offenen Kanäle sind es somit 
auch, und das muss auch weiterhin gewährleistet sein. Durch die im obigen Gesetzesentwurf 
formulierte Neuordnung der Offenen Kanäle als Bürgermedien verlieren diese den Charakter 
öffentlichen Rechts, das meiner Ansicht nach einher geht mit der Aufweichung demokratischer 
Strukturen. 

 

Anspruch an den Gesetzentwurf 
 
Somit ergeben sich für mich folgende Hauptaspekte, die der Gesetzentwurf mit in Betracht ziehen 
muss: 

Die Medienprojektzentren Offene Kanäle (MOK) müssen weiterhin einen festen Platz im Rahmen 
Öffentlicher Anstalten behalten. Sie bieten als Bürgermedien im Rahmen von Bürgerfernsehen und 
lokalem Hörfunk ein Reichtum an demokratischer Ausrichtung, sie sind Multiplikator in der oben 
erwähnten Medienbildung für Erwachsene, Kinder und Jugendliche. Ebenso wichtig erscheint, dass 
sich unser demokratisches Gemeinwesen nicht selbst der Institutionen beraubt, die es durch die 
Abschaffung der Offenen Kanäle zu Gunsten der immer weiteren Verbreitung privat egoistischer 
Anbieter zu riskieren scheint. 
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Der Gesetzesentwurf sollte mit Klarheit einen Verweis darauf geben, dass außerschulische und 
schulische Medienbildungsarbeit eine gemeinschaftliche Aufgabe ist. 
Schulische Bildungsarbeit kann von den Angeboten und Inhalten der Medienprojektzentren in ihrer 
Doppelfunktion als Bürgermedium und Medienbildungszentrum lernen, sie in Anspruch nehmen, 
Sprachrohr nicht nur der Jugend sein, denn die Offenen Kanäle sind nicht markt- und 
gewinnorientiert und dienen der Gesamtheit der gesellschaftlichen Mitglieder. Die Mitarbeiter der 
Offenen Kanäle verfügen über hervorragende Medienbildungskompetenz, die oftmals bei 
„Bildungsverantwortlichen“, wie auch Lehrer*innen, noch defizitär sind. 
 
 
Abschluss 

Die vorliegende Fassung des Gesetzentwurfes der Hessischen Landesregierung „Gesetz zur 
Modernisierung medienrechtlicher Vorschriften, Sechster Abschnitt, § 27 bis 29“ vom 4. Juli 2022 
setzt sich der Gefahr aus, dass sich der Gesetzgeber selbst der demokratischen Strukturen entledigt, 
die er zu schützen verpflichtet ist. 
Vielmehr müssen die Offenen Kanäle erhalten bleiben, gestärkt werden und deren Ausrichtung, 
Organisation und Praxis muss verpflichtend in die öffentliche, freie und staatlich organisierte 
Bildungsarbeit übernommen werden.  

 

 

 

Bad Arolsen, 19.8.2022 

 

Reinhard Mehles 
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Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz zur Modernisierung medien-
rechtlicher Vorschriften – Drucks. 20/8762 – 
Ihr Schreiben vom 22.07.2022, Az. I 2.1 
Stellungnahme des Hessischen Landkreistages  

Sehr geehrter Herr Ausschussvorsitzender, 
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 
sehr geehrte Frau Dr. Lindemann, 

wir bedanken uns für ihr o.g. Schreiben, mit dem Sie uns den Gesetzentwurf der 
Landesregierung für ein Gesetz zur Modernisierung medienrechtlicher Vorschriften 
zur Stellungnahme zugeleitet haben. Auf der Grundlage einer Befragung seiner Mit-
glieder erklärt sich der Hessische Landkreistag hierzu wie folgt: 

Gegen den Entwurf bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. 

Wie allerdings bereits zu den vorangehenden Änderungen des HR-Gesetzes artiku-
liert, halten wir es für dringend geboten, auch den kommunalen Spitzenverbänden in 
Hessen jeweils einen Platz im Rundfunkrat zu gewähren, so wie dies in den Rund-
funkräten anderer Sendeanstalten schon lange üblich ist. Die Berücksichtigung 
kommunaler Belange als der Ebene, die den Bürgerinnen und Bürgern politisch am 
nächsten steht, durch kommunale Vertreter im Rundfunkrat ist nach unseren Re-
cherchen nur beim Hessischen Rundfunk bislang ausgeschlossen.  

Der Hessische Landkreistag appelliert deshalb erneut an die Landesregierung und 
den Hessischen Landtag, im Rahmen der aktuellen Gesetzesanpassung auch eine 
überfällige Berücksichtigung der Landkreise, aber auch der Städte und Gemeinden 
im Rundfunkrat vorzusehen. 

Da von uns im Rahmen der mündlichen Anhörung inhaltlich nichts beigetragen wer-
den könnte, was über die vorstehende Positionierung hinausgeht, bitten wir um Ver-

Hessischer Landkreistag  Frankfurter Str. 2   65189 Wiesbaden 

Frankfurter Str. 2 
65189 Wiesbaden 

Telefon       (0611) 17 06 - 0 
Durchwahl  (0611) 17 06- 15 

Telefax-Zentrale (0611) 17 06- 27 
PC-Fax-Zentrale (0611) 900 297-70 
PC-Fax-direkt     (0611) 900 297-99 

e-mail-Zentrale:  info@hlt.de
e-mail-direkt: wobbe@hlt.de
www.HLT.de

Datum:  22.08.2022 
Az. :  Wo/358.11

Hessischer Landtag 
Hauptausschuss 
Frau Ausschussgeschäftsführerin 
Dr. Ute Lindemann 
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesbaden  
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ständnis, wenn wir im Sinne einer Verfahrensbeschleunigung auf eine Teilnahme an 
der mündlichen Anhörung verzichten.  
 
Wir bitten um Kenntnisnahme.   
 
Mit freundlichen Grüßen  
 
 
 

 
Lorenz Wobbe 
Referatsleiter  
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Heinz Geile 
Am Ziegenberg 5 
34128 Kassel

Evangelisches Forum | Mauerstraße 15 | 34117 Kassel 

Hessischer Landtag
 
per Mail 

 
 
 
 
 

23.08.2022 

Stellungnahme zum Gesetzentwurf zur Neufassung des Hessischen Privatrundfunkgesetzes 

Als Verantwortliche im Evangelischen Forum Kassel, der Stadtakademie der Evangelischen 

Kirche in Kassel, haben wir in den letzten Jahren in verschiedenen Veranstaltungsformaten mit 

dem Medienprojektzentrum Offener Kanal Kassel zusammengearbeitet und die Kompetenz 

der Mitarbeitenden, die besonderen technischen Möglichkeiten des MOK und auch die große 

Vielfalt und Reichweite der Beiträge wahrgenommen. Dabei standen sowohl lokal verortete 

Themen wie z.B. die Aufarbeitung des Mordes an Dr. Walter Lübcke oder zum Umgang mit 

Rechtsextremismus auch in Nordhessen sowie regionale Angebote zum Holocaustgedenken 

neben Veranstaltungen, die einen weiteren Horizont hatten, wie z.B. eine Veranstaltung mit 

Frau Kühne-Hörmann zum Aktionsprogramm des Hess. Justizministeriums „Keine Macht dem 

Hass“. Alle Beiträge haben eine sehr gute Resonanz hervorgerufen, was deutlich macht, wie 

aufmerksam die Angebote des Offenen Kanals mit Ihrem lokalen Bezug in der Region 

wahrgenommen werden. Insbesondere während der Coronapandemie waren wir dem MOK 

für die Zusammenarbeit sehr dankbar, weil wir selbst nicht über eine so professionelle 

technische Ausstattung verfügen.  

Über die Zusammenarbeit haben wir Einblick in die vielfältigen Themenbereiche und 

Kooperationen des MOK bekommen und die Vermittlung von Medienkompetenz 

kennengelernt. Wir halten es für eine große Bereicherung der Medienlandschaft, dass es seit 

1992 in Kassel für alle Menschen und Gruppen, insbesondere auch für diejenigen, die sonst 

kein Gehör in anderen Medien finden, die Möglichkeit gibt, die Medien Fernsehen und 

Internet zu nutzen und ihr eigenes selbstverantwortetes Programm zu senden. Mit dem 

Medienprojektzentrum Offener Kanal (MOK) Kassel wurde dadurch eine wichtige Einrichtung 

geschaffen, die Medienkompetenz vermittelt, praktische und theoretische Medienarbeit 

anbietet und die Teilnahme an der lokalen Medienkommunikation ermöglicht. 

Alle vier Medienprojektzentren OK in Hessen sind als Offene Kanäle sowohl 

Bürgermedienplattformen und Bestandteil der kommunalen Meinungsvielfalt sowie als 

Mauerstraße 15 
34117 Kassel 
0561-28760-21 
ev.forum.kassel@ekkw.de 
www.ev-forum.de 
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Medienprojektzentren zugleich Orte der Vermittlung von Medienkompetenz und 

Medienbildung in Theorie und Praxis. Sie leisten wichtige Beiträge zur Demokratisierung, zur 

Weiterqualifizierung, zur Persönlichkeitsentwicklung und zum interkulturellen Austausch. 

Dabei orientieren sie sich an den Grundwerten Freiheit, Chancengleichheit, Solidarität, 

Toleranz und Rechtsstaatlichkeit. Diese Grundwerte schließen Menschenfeindlichkeit, Hass 

und Diskriminierung aus. 

Diese gewachsen Strukturen zu zerstören und die Medienprojektzentren Offene Kanäle 

abzuschaffen, in ehrenamtlich getragene Vereine umzuwandeln oder zum Nachteil aller 

hessischen Mitbürgerinnen und Mitbürgern zu verändern, wäre ein Rückschritt und würde 

unser Bundesland medienpädagogisch und im Sinne der Meinungsfreiheit weit zurückwerfen. 

Darum setzen wir uns für den Erhalt der Medienprojektzentren in ihrer bisherigen Form ein. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

für das Team des Evangelischen Forums Kassel 

 

Gabriele Heppe-Knoche 

23



24



25



16.05.2022 
Sehr geehrter Herr Frömmrich, 

wir wenden uns heute mit einem Offenen Brief und einem wichtigen Anliegen an Sie! 

Logos Global Vision e.V. ist Partner des Medienprojektzentrums Offener Kanal Kassel. Wir 
wenden uns heute an Sie für den Erhalt der Medienprojektzentren. Wir sind absolut dankbar für 
den guten Kontakt zum MOK und schätzen den Medienzugang, aber auch die medienbildende 
Arbeit durch das MOK. 

Ganz persönlich als Bürger ist mir klar geworden, wie wichtig die Arbeit des MOK ist für 
Medienkompetenz und freie Meinungsbildung junger Menschen.  

Es ist ein Stern am Himmel bei der Arbeit zur Persönlichkeitsentwicklung, Integration und 
Vermittlung demokratischer Grundwerte. 

Seit 1992 gibt es in Kassel für alle Menschen und Gruppen, insbesondere auch für diejenigen, die 
sonst kein Gehör in anderen Medien finden, die Möglichkeit, die Medien Fernsehen und Internet 
zu nutzen und ihr eigenes selbstverantwortetes Programm zu senden. Mit dem 
Medienprojektzentrum Offener Kanal (MOK) Kassel wurde dadurch eine wichtige Einrichtung 
geschaffen, die Medienkompetenz vermittelt, praktische und theoretische Medienarbeit 
anbietet und die Teilnahme an der lokalen Medienkommunikation ermöglicht.  

Alle vier Medienprojektzentren OK in Hessen sind als Offene Kanäle sowohl 
Bürgermedienplattformen und Bestandteil der kommunalen Meinungsvielfalt sowie als 
Medienprojektzentren zugleich Orte der Vermittlung von Medienkompetenz und Medienbildung 
in Theorie und Praxis. Sie leisten wichtige Beiträge zur Demokratisierung, zur 
Weiterqualifizierung, zur Persönlichkeitsentwicklung und zum interkulturellen Austausch. Dabei 
orientieren sie sich an den Grundwerten Freiheit, Chancengleichheit, Solidarität, Toleranz und 
Rechtsstaatlichkeit. Diese Grundwerte schließen Menschenfeindlichkeit, Hass und 
Diskriminierung aus.  

Diese gewachsen Strukturen zu zerstören und die Medienprojektzentren Offene Kanäle 
abzuschaffen, in ehrenamtlich getragene Vereine umzuwandeln oder zum Nachteil aller 
hessischen Mitbürgerinnen und Mitbürgern zu verändern, wäre ein Rückschritt und würde unser 
Bundesland medienpädagogisch und im Sinne der Meinungsfreiheit weit zurückwerfen.  
Wir bitten Sie, im anstehenden Gesetzgebungsverfahren zur Neufassung des HPMG sich 
öffentlich und ganz persönlich für den Erhalt der Medienprojektzentren in ihrer bisherigen Form 
einzusetzen! 

Mit freundlichem Gruß 

Markus von Hanxleden 

__________________________ 
LOGOS Global Vision e.V.  
Markus von Hanxleden 
Solinger Straße 26 
34497 Korbach 
Telefon: 05631 - 987 77 77 
Fax: 05631 - 987 77 78 

www.logos-global-vision.org 
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Per E-Mail: 
Dr. Ute Lindemann 

Betreff: 
Drucksache 20 / 8672 
Gesetzentwurf 
Landesregierung 
Gesetz zur Modernisierung medienrechtlicher Vorschriften 

Sehr geehrte Frau Erdmann, sehr geehrte Frau Czech, 

als Direktor der Katholischen Akademie des Bistums Fulda komme ich der 
Aufforderung zu einer schriftlichen Stellungnahme zum vorliegenden 
Gesetzesentwurf wie folgt nach: 

Der Gesetzentwurf greift die aktuellen staatsvertraglichen 
medienrechtlichen Vorgaben auf und formuliert für Hessen eine sinnvolle 
Verknüpfung bestehender Gesetze und Satzungen. 

Als besonders positiv empfinde ich die Aufnahme der Vermittlung von 
Medienbildung und der Förderung von Medienkompetenz in den 
Aufgabenkatalog der LPR Hessen (§ 32 Nr. 1 HPMG).  

Dennoch wird in § 27 (2) - Diese Formulierung ist gegenüber den 
Festlegungen im Regierungsentwurf ein Fortschritt - die Kürzung von derzeit 
vier auf nun zwei Medienprojektzentren ausschließlich fiskalisch, nicht 
jedoch medienpädagogisch begründet und ist daher fragwürdig. 

Aber auch die Schaffung eines kohärenten Regulierungsrahmens durch 
Anpassung des HPMG an die Regulierungsfelder des Medienstaatsvertrags 
(MStV) und die Trennung der Regulierungsformen Zulassung von Rundfunk 
und Zuweisung von Übertragungskapazitäten (allerdings bei Beschränkung 
der Befristung auf fünf Jahre bei erstmaliger Zulassung - § 7 Abs. 2 HPMG) 
sind positiv zu bewerten. 

Negativ ist die Ausweitung der Abgabepflicht auf regionale DAB-Nutzung (§ 
42 HPMG). Dies konterkariert den Ansatz, gerade mit der Abgabe aus der 
UKW-Nutzung (auch) die DAB-Übertragung zu subventionieren. 

Katholische Akademie  

Fachbereich 

Pastoral, Bildung und Kultur 

Neuenberger Str. 3-5 

36041 Fulda 

Telefon 0661 8398-0 

Telefax 0661 8398-136 

Datum 

……… 

Ihre Nachricht/Ihr Zeichen 

………. 

Aktenzeichen 

…………….. 

Bearbeiter/in 

Gunter Geiger  

0661/8398-115 

katholische.akademie@bistum-fulda.de 

www. katholische-akademie-fulda.de 

Bankverbindung 
Bank für Kirche und Caritas eG Paderborn 
IBAN: DE85 4726 0307 0016 0100 03 
BIC: GENODEM1BKC 

Katholische Akademie des Bistums Fulda | Neuenberger Str. 3-5 | 36041 Fulda 
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HESSISCHER 
RECHNUNGSHOF 

DER PRÄSIDENT 

Eschollbrücker Straße 27 
64295 Darmstadt 

Telefon: (0 61 51) 3 81 - 0 
Telefax: (0 61 51) 3 81 - 2 01 

poststelle@rechnungshof.hessen.de 
poststelle@hrh-hessen.de-mail.de 

https://rechnungshof.hessen.de 

Hessischer Rechnungshof  
Postfach 10 11 08 x 64211 Darmstadt

Aktenzeichen 02 F18 20 07 

Vorsitzender des Hauptausschusses 
des Hessischen Landtags 
Herr Frank-Peter Kaufmann 
Schlossplatz 1-3  
65183 Wiesbaden 

Ausschließlich per E-Mail an: 
u.lindemann@ltg.hessen.de
a.czech@ltg.hessen.de

Bearbeiter/in: Frau Düwel / Frau Mokhtar-Harris 

Durchwahl: (0 61 51) 3 81 – 105 / 163 

E-Mail: referat-rundfunk 
@rechnungshof.hessen.de 

Ihr Zeichen: 

Schreiben vom: 22. Juli 2022 

Datum: 29. August 2022

Gesetz zur Modernisierung medienrechtlicher Vorschriften LT-Drs. 20/8762   
hier: Öffentliche mündliche Anhörung im Hauptausschuss des Hessischen Landtags am 
15. September 2022

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

der Rechnungshof bedankt sich für die Gelegenheit, zum Entwurf des Gesetzes zur Mo-
dernisierung medienrechtlicher Vorschriften (LT-Drs. 20/8762 vom 5. Juli 2022) insbe-
sondere zur Novellierung des Hessischen Gesetzes über privaten Rundfunk und 
neue Medien (HPMG) Stellung nehmen zu können.  

Infolge der Prüfungen des Zweiten Senats des Rechnungshofs bei der Hessischen Lan-
desanstalt für privaten Rundfunk und neue Medien (LPR Hessen), Kassel, wurden der 
Rundfunkbericht 2019 (Haushaltsführung der Medienanstalt) und der Rundfunkbericht 
2021 (Beteiligungsmanagement der Medienanstalt) dem Hessischen Landtag und der 
Hessischen Staatskanzlei zugeleitet. Diese Berichte wurden bereits im Hauptausschuss 
beraten und zur Kenntnis genommen (Vorlagen: HAA 20/6 – 23. Januar 2020 und HAA 
20/14 – 4. November 2021).  

In dem nun vorgelegten Gesetzentwurf wurden wesentliche Feststellungen und Emp-
fehlungen des Rechnungshofs berücksichtigt. Hierzu gehören: 

1. Aufgabenzuweisung und Finanzierung
Der Rechnungshof empfahl bei einer Novellierung des Hessischen Privatrundfunk-
gesetzes (HPRG) die Aufgaben und Quotierung der Mittelverwendung zu konkreti-
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sieren. Insbesondere für die Medienkompetenzvermittlung und Medienstandortför-
derung fehlte im HPRG eine spezifische Aufgabenzuweisung und der vom Gesetz-
geber gewollte Umfang der Aufgabenwahrnehmung. Die Zuweisung der Aufgaben 
ist nun in den §§ 31 und 32 HPMG erfolgt. Von einer Quotierung der Aufgaben 
wurde abgesehen. Jedoch stellt § 41 HPMG klar, dass die Medienanstalt ihre Mittel 
vorrangig zur Erfüllung der Aufgaben Aufsicht und Zulassung verwendet. Auch wer-
den in § 41 HPMG weitere Regelungen zur Evaluation des Mitteleinsatzes getroffen, 
die es zukünftig erlauben, nachlaufend die Angemessenheit der Mittelverwendung 
zu beurteilen, so dass auf eine gesetzliche Quotierung ggf. zunächst verzichtet wer-
den kann.  

2. Offene Kanäle als Bürgermedium und als Medienprojektzentrum  
Der Rechnungshof sah in seiner Prüfung der Offenen Kanäle für den Zeitraum 2012 
bis 2016 Anhaltspunkte für eine Unterauslastung. Auf der Grundlage von Auslas-
tungszahlen und weiterer Kennzahlen sollte der Bedarf für die Aufgabe bemessen 
werden.  

Nach § 32 HPMG gehören zu den weiteren Aufgaben der Medienanstalt der Betrieb 
und die Förderung von Offenen Kanälen und des Medienprojektzentrums. In den 
§§ 27 bis 29 HPMG wird künftig zwischen Offenen Kanälen als Bürgermedium und 
dem Offenen Kanal als Medienprojektzentrum (§ 27 Abs. 1 und Abs. 2 HPMG / § 28 
Abs. 1 und Abs. 2 HPMG) unterschieden. 

Bei der Förderung der Offenen Kanäle werden durch die in § 28 Abs. 4 HPMG ge-
troffenen Regelungen künftig Informationen über das bedarfsgerechte und wirt-
schaftlich erbrachte Angebot eingefordert. Näheres soll die Medienanstalt durch 
eine Satzung regeln. Mit der Vorgabe nach § 28 Abs. 4 Nr. 2 HPMG, wonach „ins-
besondere das Verfahren zur Erhebung von Nutzerzahlen in Abhängigkeit von den 
eingesetzten Mitteln sowie die Auslastung der Angebote“ in der Satzung zu be-
schreiben sind, wird die vom Rechnungshof empfohlene Bedarfsberechnung nach-
laufend möglich.  

Über die Empfehlungen des Rechnungshofs hinaus sieht der Gesetzentwurf weitere 
Anpassungen in Bezug auf die Rechtsform der Offenen Kanäle vor. Zu der Frage, 
ob die Aufgabe der Offenen Kanäle als Bürgermedium besser und wirtschaftlicher 
nach einer Überführung in eine juristische Person oder eine mindestens teilrechtsfä-
hige Vereinigung des Privatrechts erledigt werden kann, liegen dem Rechnungshof 
keine Prüfungsergebnisse vor.  

Der Rechnungshof bittet, in der mit der Rechtsaufsicht abzustimmenden Satzung zu 
den Bedingungen und zum Ablauf der Förderung von Offenen Kanälen (§ 28 Abs. 4 
HPMG) schließlich auch Prüfungsrechte des Rechnungshofs vorzusehen. 
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3. Eingehen von Beteiligungen 
In dem Rundfunkbericht 2021 zum Beteiligungsmanagement hatte der Rechnungs-
hof empfohlen, das Eingehen von Beteiligungen an die Zustimmung der Versamm-
lung zu knüpfen. Dies wurde in § 35 Abs. 1 Nr. 14 HPMG umgesetzt. 

4. Einlage bei einer Beteiligung  
Der Rechnungshof stellte fest, dass bei der Beteiligung an der Senderbetriebsge-
sellschaft HDR GmbH die in § 57 Abs. 6 HPRG normierte Beteiligungsgrenze von 
10 Prozent faktisch mit 11,76 Prozent überschritten war. Mit § 41 Abs. 5 HPMG hat 
der Gesetzgeber diesen Widerspruch aufgelöst, indem er die Obergrenze für eine 
Beteiligung an einer Gesellschaft, die technische Infrastruktur unterhält, auf 15 Pro-
zent angehoben hat.  

5. Evaluationsvorgaben über die Leistungserbringung  
Für eine wirtschaftliche Mittelverwendung hält der Rechnungshof eine quantitative 
und qualitative Definition der Ziele und das Überprüfen der Zielerreichung für sach-
gerecht. Er empfahl, ein Gesamtkonzept für die Fördermaßnahmen zu implementie-
ren und diese auf Basis quantifizierbarer Ziele regelmäßig zu evaluieren. Der Kon-
zepterstellung sollte eine Analyse der Ausgangslage vorausgehen. Ferner regte der 
Rechnungshof an, zur Bedarfsermittlung strukturierte Verfahren und klare Regeln 
einzuführen. Controllinginstrumente sind weiterzuentwickeln, um eine wirtschaftliche 
und sparsame Haushaltsführung nach Maßgabe der Versammlungsbeschlüsse und 
Genehmigungen der obersten Landesbehörde nachzuweisen. Die §§ 41, 51 HPMG 
greifen diese Empfehlungen auf: 

a) Der Mitteleinsatz ist zum Abschluss des Haushaltsjahres dahingehend zu evalu-
ieren, ob die durchgeführten Maßnahmen oder die geförderten Projekte den ver-
folgten Zweck erreicht haben und ob die Mittel wirtschaftlich und sparsam einge-
setzt wurden (§ 41 Abs. 3 S. 4 HPMG). 

b) Die Vorschriften des Sechsten Abschnitts (d.s. §§ 27 bis 29 HPMG) sind alle drei 
Jahre, erstmals zum 31. Dezember 2028, zu evaluieren. Die Evaluation erfolgt 
jeweils auf der Grundlage der von der Landesanstalt erhobenen Kennzahlen 
(§ 51 Abs. 1 HPMG). 

Es wird eine Aktenlage geschaffen, die eine Entscheidung über zukünftige Gestal-
tungen der Landesmedienanstalt möglich macht. Dies begrüßt der Rechnungshof 
ausdrücklich.  

Der Rechnungshof begrüßt abschließend auch die Anpassung zur Berichterstattung 
über Prüfungsergebnisse im Rundfunkbereich (§ 43 Abs. 2 HPMG). Der Begriff „Bemer-
kungen“, der seine Grundlage in der Landeshaushaltsordnung hat, wird durch „Bericht“ 
ersetzt und entspricht damit der Wortwahl des § 37 MStV. 
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Gerne steht Frau Vizepräsidentin Bantzer, Vorsitzende des zuständigen Zweiten Se-
nats, für den fachlichen Austausch im Hauptausschuss zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

(Dr. Walter Wallmann) 

 

Wallmann 

Walter

Digital unterschrieben 

von Wallmann Walter 

Datum: 2022.08.30 

10:27:14 +02'00'
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R MAGISTRAT STADT 

BAUNATAL 

Stadt Baunatal • Postfach 11 09 • 34216 Baunatal 

00  

Hessischer Landtag 

Vorsitzenden des Hauptausschusses 

Herr Frank-Peter Kaufmann 

Schlossplatz 1 — 3 

65183 Wiesbaden 

Erster Stadtrat 

Daniel Jung 

Marktplatz 14 

Rathaus • 5. OG • Zimmer 502 

Telefon : (05 61) 49 92-2 01 

Telefax : (05 61) 49 92-2 90 

Internet : http://www.baunatal.de  

eMail daniel.jung@stadt-baunatal.de  

Ihr Zeichen/Ihre Nachricht Unser Zeichen 

-döb 

Datum 

31.08.22  

Stellungnahme zur Anhörung zum Gesetz zur Modernisierung medienrechtlicher 

Vorschriften im HAA zu GE 20/8762 — am 15.09.2022 

Sehr geehrter Herr Kaufmann, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

Wir, die Stadt Baunatal, sind Kooperationspartner:innen des Medienprojektzentrums Offener Kanal Kassel. 

Die Stadt Baunatal kooperiert bereits seit über 15 Jahren mit dem Medienprojektzentrum Offener Kanal Kas-

sel. Gemeinsam ist es möglich, Medienangebote für Kinder und Jugendliche anzubieten. Die Mitarbeiter:in-

nen des Offenen Kanal Kassel waren in all diesen Jahren nicht nur verlässliche Partner:innen, sondern vor 

allem Fachleute, die die Zielgruppe unterstützen sich in einer unübersichtlichen Medienwelt zurecht zu fin-

den. Die Vermittlung von Medienkompetenzen in einer digitalisierten Welt ist eine unerlässliche Grundlage 

für die Teilhabe an gesellschaftlichem Leben. Sie sind als Kulturtechnik auch wichtig, um demokratische Pro-

zesse mitgestalten zu können. Genau hier setzt die Arbeit des Medienprojektzentrums Offener Kanal und die 

Kooperation mit der Stadt Baunatal (Jugendzentrum, Jugendbildungswerk, Kommunale Bildungsplanung, 

Kindergärten und Schulen vor Ort) an. 

Als kommunaler außerschulischer Kooperationspartner unterstützt die Stadt Baunatal die Medienbildung in 

sämtlichen Alltagsbereichen von Kindern, Jugendlichen und auch Eltern. Hierzu sind vielfältige Veranstal-

tungsformen in Kooperation mit dem Medienprojektzentrum Kassel in den letzten Jahren etabliert worden 

und gehören zum festen Angebot in der Baunataler Bildungslandschaft: ob Projekttage oder -wochen, Kurse 

für Kamera, Ton, Licht und das mobile Studio, Ausleihe von Technik, Trickbox-Workshops, Elternabende in 

Kitas, Videocamp in den Ferien, Unterstützung von Kitas und dem jährlichen Medienaktionstag sowie Wei-

terbildungen und fachliche Unterstützung der Weiterentwicklung der medienpädagogischen Vernetzungs-

struktur vor Ort. 

Hausanschrift Servicezeiten Bankverbindungen 

Marktplatz 14 • D-34225 Baunatal Montag bis Freitag: 08:30 — 12:00 Uhr Kasseler Sparkasse 

Telefon (05 61) 49 92 -0 Montag, Dienstag u. Mittwoch: 14:00 — 15:30 Uhr IBAN: DE73 5205 0353 0200 0000 17 

Telefax (05 61) 49 92 -2 08 Donnerstag: 14:00 — 17:30 Uhr BIC: HELADEF1KAS 

Internet www.baunatal.de  Raiffelsenbank Baunatal 

IBAN: DE30 5206 4156 0000 1060 38 

BIC: GENODEF1BTA 

egM1P4in  
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Die kompetenten und verlässlichen Ansprechpartner:innen in räumlicher Nähe mit guter Kenntnis der vor-

handen Struktur im Landkreis Kassel sowie die prozessorientierte Unterstützung an den jeweils notwendigen 

Punkten sind seit Jahrzehnten ein Gewinn für die Baunataler Bildungslandschaft. 

In einer digitalisierten Welt leisten die Medienprojektzentren in Hessen einen wertvollen Beitrag, um außer-

schulische digitale und mediale Kompetenzen zu vermitteln. Als „Bildungsland Hessen" ist es aus unserer 

Sicht kontraproduktiv, in Zeiten von  Fake News,  (sexualisierter) Gewalt und Propaganda medienpädagogi-

sche Projekte mit ausgewiesener Expertise wie die Medienprojektzentren zu reduzieren oder gar zu schlie-

ßen. 

Wir bitten eindringlich darum, diese mögliche Gesetzesänderung noch einmal zu überdenken. Die gegentei-

lige Herangehensweise, nämlich die personelle und materielle Ausstattung zu erhöhen, wäre aus unserer 

Sicht die richtige Entscheidung. 

Mit dem Medienprojektzentrum Offener Kanal Kassel wurde eine wichtige Einrichtung geschaffen, die Me-

dienkompetenz vermittelt, praktische und theoretische Medienarbeit anbietet und die Teilnahme an der lo-

kalen Medienkommunikation ermöglicht. 

Alle vier Medienprojektzentren in Hessen sind als Offene Kanäle sowohl Bürgermedienplattformen und Be-

standteil der kommunalen Meinungsvielfalt sowie als Medienprojektzentren zugleich Orte der Vermittlung 

von Medienkompetenz und Medienbildung in Theorie und Praxis. Sie leisten wichtige Beiträge zur Demokra-

tisierung, zur Weiterqualifizierung, zur Persönlichkeitsentwicklung und zum interkulturellen Austausch. Da-

bei orientieren sie sich an den Grundwerten Freiheit, Chancengleichheit, Solidarität, Toleranz und Rechts-

staatlichkeit. Diese Grundwerte schließen Menschenfeindlichkeit, Hass und Diskriminierung aus. 

Diese gewachsenen Strukturen zu zerstören und die Medienprojektzentren abzuschaffen, in ehrenamtlich 

getragene Vereine umzuwandeln oder zum Nachteil aller hessischen Mitbürgerinnen und Mitbürgern zu ver-

ändern, wäre ein Rückschritt und würde unser Bundesland medienpädagogisch und im Sinne der Meinungs-

freiheit weit zurückwerfen. 

Mit/Ueundlichen Grüßen 
9 

/ 

Erster St‚tltra 

aniel Jung 
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Vorstand
Renate Pfromm, Jüdische Vorsitzende
Eveline Valtink, Evangelische Vorsitzende 
Beatrix Ahr, Katholische Vorsitzende

www.cjz-kassel.de 

Geschäftsführerin: Dagmar Fuhr  
Kölnische Str. 183, 34119 Kassel 
Tel. 0561 / 879 479 54 
Fax 0561 / 879 479 59 
info@cjz-kassel.de 

Kasseler Sparkasse 
IBAN: DE87 5205 0353 0001 1512 20 
BIC: HELADEF1KAS 
Ev. Bank, Kassel 
IBAN: DE42 5206 0410 0000 0038 08 
BIC: GENODEF1EK1 

Kassel, den 31. August 2022 

Erhalt hessischer Medienprojektzentren Offener Kanäle in Hessen 
Hier: Erhalt des MOK Kassel 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir als Gesellschaft für Christlich-Jüdische Zusammenarbeit in Kassel haben mit 
großer Besorgnis zur Kenntnis genommen, dass die Hessische Landesregierung eine 
Änderung des Hessischen Gesetzes über Privatrundfunk und neue Medien plant, 
wonach es in Zukunft nicht mehr vier, sondern nur noch zwei Medienprojektzentren 
Offener Kanal in Hessen geben soll. 
Wir appellieren hiermit an Sie als Landespolitiker*innen, dass Sie sich für den Erhalt 
der bestehenden Strukturen Hessischer Medienprojektzentren und hier ausdrücklich 
für das Medienprojektzentrum Offner Kanal Kassel einsetzen. 
Seit vielen Jahren kooperieren wir als Gesellschaft für Christlich-Jüdische 
Zusammenarbeit mit dem MOK Kassel. So sind unsere jährlich am 27. Januar 
stattfindenden Holocaustgedenkkonzerte jeweils in Kooperation mit dem 
Medienzentrum Offener Kanal gefilmt und im Fernsehen gesendet worden. Auf diese 
Weise haben wir eine sehr viel größere Öffentlichkeit erreicht. Wichtig dabei war, 
dass wir bei der Planung, Gestaltung und beim Fertigstellen des Films beteiligt 
wurden und so Kameraführung und Medienkompetenz erlernen konnten. 
Auch beim Gedenken an die Reichspogromnacht haben wir mit dem MOK kooperiert 
und einen Film mit Schüler*innen und dem Autor Dieter Vaupel über jüdisches Leben 
in unserer Region unter dem Titel „Etwas Schaden ist wohl bei den meisten Juden 
eingetreten“ gedreht. Die Filme sind nun dauerhaft abrufbar in der Mediathek des 
MOK (mediathek-hessen.de) und auch über die Homepage der GCJZ. Letzterer Film 
hat inzwischen 2539 Klicks zu verzeichnen; der Film über das Holocaustkonzert 2021 
hat 1148 Klicks erreicht und der von 2022 bereits 719 Klicks. So viele Menschen 
erreichen wir mit unseren Veranstaltungen sonst nie.  
In einer Zeit, in der immer mehr Zeitzeug*innen des Holocaust gestorben sind und  
sterben, ist es wichtig, dass wir die Erinnerung an diese Zeit in ein kulturelles 
Gedächtnis überführen und es medial präsent halten. Angesichts des zunehmenden  
Antisemitismus in unserem Land ist diese Art der Erinnerungskultur unabdingbar. 

- 2 -

Gesellschaft für 
Christlich-Jüdische Zusammenarbeit 

Kassel e.V. 

cjz-kassel, Kölnische Str. 183, 34119 Kassel
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Anhörung zum HPMG | Stellungnahme des DGB Hessen-Thüringen | DGB sieht 
geplante Änderungen im Gesetz kritisch

In Vertretung für die LPR-Mitglieder des DGB, Marion Knappe und Hanna Hoeft, wird Anja Willmann teilnehmen. 

Die geplanten Änderungen des Hessischen Gesetzes über Privaten Rundfunk und Neue Medien 
sieht der DGB kritisch und mit Sorge. 

Vor allem die Änderungen, die im Gesetzentwurf für die Offenen Kanäle vorgesehen werden, sind 
für den DGB nicht nachvollziehbar. Die Medienprojektzentren Kassel, Gießen, Rhein-Main (Offen-
bach/Frankfurt) und Fulda der LPR Hessen sind Bürgerfernsehsender und Plattformen der prakti-
schen Medienbildung/Vermittlung von Medienkompetenz. Der Gesetzentwurf sieht unter anderem 
vor, dass es nicht mehr vier, sondern nur noch zwei Medienprojektzentren Offene Kanäle in Hessen 
geben soll. Die zwei verbliebenen MOKs sollen vereinsgetragen (oder in ähnlicher Form) als reine 
Offene Kanäle betrieben oder aufgelöst werden. 

Das Gesetz soll noch in diesem Jahr beschlossen und bis spätestens 2025 umgesetzt werden. Ins-
gesamt sind beispielsweise allein im Offenen Kanal in Kassel 23 Mitarbeiter*innen von möglichen 
Kündigungen betroffen (für die anderen MOKs liegen uns keine Zahlen vor). Die Mitarbeiter*innen 
werden – laut unserer Recherche und den Gesprächen mit den Leiter*innen der MOKs – auch nicht, 
wie das bereits von Seiten der Politik geäußert wurde – selbst Vereine für die reinen Offenen Ka-
näle gründen. Laut Personalrat des MOKs Kassel sind (Stand Mai 2022) dort allein schon 23 Be-
schäftigte mit guten Arbeitstarifverträgen und Medienkompetenzen durch die Gesetzesänderun-
gen von Kündigungen betroffen. 

Stand Mai 2022 sind von diesen 23 Beschäftigten in Kassel: 
2 seit mehr als 5 Jahren, 
3 seit mehr als 10 Jahren, 
2 seit mehr als 15 Jahren, 
10 seit mehr als 20 Jahren, 
5 seit mehr als 25 Jahren, 
1 seit mehr als 30 Jahren beschäftigt. 

Hier und in den anderen Offenen Kanälen sind Arbeitsplätze von innovativen, erfahrenen, kompe-
tenten und langjährigen Mitarbeiter*innen gefährdet. Weiter ist aber auch die gute Vernetzung und 
hessenweite Infrastruktur durch die Reduzierung und Schließung der Kanäle bedroht.   

Die Offenen Kanäle bieten sowohl die Funktion des Bürgerfernsehens als auch den demokrati-
schen Zugang für Alle zu medienpädagogischer Vermittlung. Genau von dieser Doppelfunktion wä-
ren dann viele Menschen in Hessen abgeschnitten (die sich nicht grade in der Nähe der bestehen 
bleibenden Offenen Kanäle befinden). Die Kanäle bieten bisher den Bürger*innen Medienplattfor-
men und sie sind Bestandteil der kommunalen Meinungsvielfalt. Außerdem bieten sie als Medien-
projektzentren zugleich Orte der Vermittlung von Medienkompetenz und Medienbildung in Theorie 
und Praxis. Damit leisten sie wichtige Beiträge zur Demokratisierung, zur Weiterqualifizierung, zur 
Persönlichkeitsentwicklung und zum interkulturellen Austausch. Dabei orientieren sie sich an den 
Grundwerten Freiheit, Chancengleichheit, Solidarität, Toleranz und Rechtsstaatlichkeit. Diese 
Grundwerte schließen Menschenfeindlichkeit, Hass und Diskriminierung aus. 
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Diese gewachsen Strukturen zu zerstören und die Medienprojektzentren Offene Kanäle abzuschaf-
fen, in ehrenamtlich getragene Vereine umzuwandeln oder zum Nachteil aller hessischen Bür-
ger*innen zu verändern, wäre unserer Einschätzung nach ein großer Rückschritt und würde unser 
Bundesland medienpädagogisch und im Sinne der Meinungsfreiheit weit zurückwerfen.  
 
 „… die Durchführung und Förderung von Projekten und Maßnahmen zur Vermittlung von Medien-
bildung und Förderung von Medienkompetenz“ wird laut Gesetzentwurf als eine der zentralen Auf-
gaben der Landesmedienanstalt genannt. Somit besteht der Auftrag an die Landesmedienanstalt 
weiterhin, diese Maßnahmen zur Vermittlung von Medienbildung und Medienkompetenz zu för-
dern. Laut Gesetzentwurf bleibt auch der Anteil der LPR an den sogenannten Zweiprozentmitteln 
aus den Rundfunkbeiträgen, aus der ihre gesetzlichen Aufgaben zu finanzieren sind, unverändert.  
 
Der DGB fordert deshalb, dass die Projekte und Strukturen zur Förderung der Medienkompetenz in 
Hessen in der Trägerschaft der LPR zu erhalten und auszubauen sind. Insbesondere sind auch die 
Arbeitsplätze der erfahrenen, kompetenten und mit den Bildungseinrichtungen in ganz Hessen 
vernetzten Medienpädagoginnen und Medienpädagogen der Offenen Kanäle zu erhalten. Diese 
sind zudem in die Weiterentwicklung der Gesamtkonzeption für die medienpädagogische Arbeit in 
der Verantwortung der LPR einzubeziehen. Aus Sicht des DGB besteht des Weiteren eine wichtige 
Aufgabe im Erhalt und der Förderung von Meinungs- und Medienvielfalt. 
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dbb Hessen  Europa-Allee 103  60486 Frankfurt a. M 

dbb beamtenbund und tarifunion – Landesbund Hessen      
Europa-Allee 103 (Praedium) • Telefon: 069 281780 • Internet: www.dbbhessen.de • Landesvorsitzender: Heini Schmitt 
60486  Frankfurt  am   Main •  Telefax: 069 282946 • E-Mail: mail@dbbhessen.de   • Vereinsregister Amtsgericht Ffm.: VR 4192 

Hessischer Landtag 
Hauptausschuss 

Schlossplatz 1 – 3 

65183 Wiesbaden 

04.08.2022 

Drucksache 20 / 8672 
Gesetz zur Regelung medienrechtlicher Vorschriften 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der beamtenbund und tarifunion Landesbund Hessen e.V. (dbb Hessen) nimmt zum vorliegenden 

Gesetzesentwurf wie folgt Stellung: 

Der Gesetzentwurf greift die aktuellen staatsvertraglichen medienrechtlichen Vorgaben auf und for-

muliert für Hessen in eine sinnvolle Verknüpfung bestehender Gesetze und Satzungen. 

Der dbb Hessen begrüßt insbesondere die konkrete Aufgabenbeschreibung für die Medienanstalt. 

Zum ersten Mal wird die Bedeutung der Förderung von Medienkompetenz für die Medienanstalt als 

deren Auftrag formuliert, was Rechtssicherheit herstellt. Dazu trägt auch die ausdrückliche Auf-

nahme der Medienbildung bei. 

Der dbb Hessen nimmt aber zu dieser grundsätzlichen Zustimmung auch Stellung zu einzelnen Be-

reichen des Gesetzes. 

§ 27 (2) Diese Formulierung ist gegenüber den Festlegungen im Regierungsentwurf ein Fortschritt.

Jedoch ist die Kürzung von derzeit vier auf nun zwei Medienprojektzentren ist ausschließlich fiska-

lisch, nicht jedoch medienpädagogisch begründet und daher fragwürdig. 
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§ 33 (9) Satz 3   Hier wird die Streichung empfohlen. De facto bedeutet der Satz, dass die ersten 7 

Wochen des Jahres 2023 (bei Inkrafttreten zum 01. Januar 2023) mit einer ganzen Amtszeit gleich-

gesetzt werden, da die 10. Amtsperiode der Versammlung am 23. Februar 2023 beginnt. 

 

§ 34 (5) Hier werden massive datenschutzrechtliche Bedenken vorgetragen. Beim überwiegenden 

Teil der der Versammlung vorzulegenden Unterlagen sind Daten persönlicher Art, Besitzverhält-

nisse u.a. enthalten. Selbst die vorgesehene „Kann“-Regelung wird dazu führen, dass dann künftig 

an einem Tag zwei unterschiedliche Sitzungen stattfinden müssen. 

 

§ 36 (1) Es wird dringend empfohlen, auch den Rechts- und Satzungsausschuss im Gesetz zu ver-

ankern. Das Gesetz schreibt der Medienanstalt eine große Anzahl von Satzungsaufgaben medien-

rechtlichen Kontrollen mit zunehmender Komplexität zu. Eine Verankerung des Rechts- und Sat-

zungsausschusses im Gesetz würde die Bedeutung dieses Ausschusses unterstreichen. 

 

§ 41 (1) Der dbb Hessen empfiehlt dringend, zu überdenken, ob eine Rundfunkabgabe auch von 

DAB-Rundfunkbetreibern eingefordert werden soll. Auf der einen Seite steht zwar eine zusätzliche 

Einnahmemöglichkeit für die Medienanstalt. Andererseits wird bundesweit angestrebt, DAB zum 

Standard fort zu entwickeln. Die Medienanstalt ist sogar gefordert, hier zu fördern. Eine Abgabe in 

Zeiten des Aufbaus dieser Sendetechnik wird dem Ziel nicht förderlich sein. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 
Thomas Müller 

Stellv. Landesvorsitzender 
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